Bürger, Staatsbürger, Ausländer, Flüchtling, Illegale
Die in Österreich lebenden Menschen sind von verschiedener Herkunft bzw. verfügen über einen unterschiedlichen Ursprung, was auch auf ungleiche Rechte und Pflichten beruhen sollte.

Ein Österreicher gehört zum österreichischen Volk (Menschen), ein österreichischer Staatsbürger ist ein Teil des österreichischen Staats (Territorium).

Diese Unterschiede werden derzeit leider von der Politik ignoriert, was vor allem bei unserem Sozialsystem deutlich sichtbar wird. Für die österreichischen Bürger wirkt sich das negativ aus. Es wird ihnen ein Teil ihres Anspruches genommen. Womit andere Personen - Nichtösterreichern Vorteile eingeräumt werden, die keinen Anspruch darauf besitzen. 
Das österreichische Sozialsystem wurde für Österreicher und nicht für österreichische Staatsbürger, Ausländer, Flüchtlinge bzw. Illegalen konzipiert und aufgebaut.
Ein „Bürger“, auch einfach Österreicher genannt, ist im Normalfall in Österreich geboren, mit österreichischer Abstammung und Träger sowie Vertreter des österreichischen Volkes (Gemeinschaft) , der österreichischen Kultur und dessen Denkweise.
Ein „Staatsbürger“ ist ein eingewanderter Ausländer, der nur durch Antrag einer österreichischen Staatsbürgerschaft zum Bürger Österreich werden möchte und dadurch gewisse österreichische Rechte erwirbt. Er ist ein Teil vom Land aber noch nicht ein Teil des österreichischen Volkes.

Ein „Ausländer“ ist eine Person, die auf Zeit die in Österreich lebt oder arbeitet, und nur eingeschränkte österreichische Rechte besitzen kann, aber nicht zum österreichischen Staat bzw. auch nicht zum österreichischen Volk gehört.
Ein „Flüchtling“ ist eine Person, die nach Österreich geflüchtet ist, um Asyl ansucht und nur das Recht von internationalen Flüchtlingsabkommen besitzt. Das Recht auf Hilfe erwirbt er nur für eine gewisse Übergangszeit um in Österreich zu leben, bis sein Herkunftsland wieder befriedet ist und er wieder zurück kann. Anspruch aufs österreichische Sozialrecht und –leistungen besteht dabei nicht.

Ein „Illegaler“ ist ein Ausländer, der sich ohne Rechtsgrundlage in Österreich aufhält und somit auch keinen Anspruch bzw. österreichische Rechte besitzen kann.

Mit einem eigen Sozialsystem nur für Österreicher, ein Einbürgerungssystem für Staatsbürgern, ein Aufenthaltssystem für Ausländer, ein Hilfssystem für Flüchtlinge und einem Abschiebesystem für Illegale könnte die Politik gerechter, die rechtlich und sozialer Bedürfnisse der Gruppen behandeln.
Jedes System soll zusätzlich einen eigene unabhängige Finanzierungstopf (Ein- und Ausgaben) für dessen Verteilung besitzen um damit die Bedürfnis besser abzudecken.
Nur ein Sozialsystem für Alle, ist die falsche Lösung und kann die verschiedenen Anforderungen bzw. Bedürfnisse nicht optimal erfüllen. Österreicher werden in diesem Sozialsystem unsozial behandelt.
Für den österreichischen Arbeitsmarkt soll bedarfsorientiert ein Einwanderungs- bzw. Arbeitssystem für ausländische Arbeitskräfte geschaffen werden, was natürlich auch die sozialen Komponenten dieser Arbeitskräfte berücksichtigt. Nur eine Zuwanderung ins österreichische Sozialsystem und Ausnutzung sollte generell vermieden bzw. verhindert werden.
Auch das in Österreich von Österreichern geschaffene Finanzvermögen soll nicht über Schleichwegen ohne steuerliche Abgaben von Großkonzernen ins Ausland transferiert werden, weil dieses auch ein Diebstahl an den Österreichern ist, den es zu verhindern gilt. Erbrachte Leistung in Österreich gehört auch in Österreich versteuert. Auch hier wäre die Politik gefragt?
Der Tourist in Österreich als Geldgeber in Österreich soll dementsprechend behandelt und geschützt werden, er soll auch die dafür notwendigen Rechte für seinen Aufenthalt bekommen.

Seitens der Politik wäre es wünschenswert, alle sozialen Einnahmen und Ausgaben des Staates zu entfilzen, um damit eine gerechtere überschaubare und kontrollierbarer Einnahmen- und Ausgabenpolitik zu schaffen, nach den verschiedenen Verwaltungs- und Sozialleistungen des Staates.

Gerechtigkeit für alle Österreicher soll das höchste Gut unserer Politik werden?

